
  

FRÜHJAHR 2026 

Konjunkturbericht 

der IHK Erfurt 
 
Konjunkturflaute verfestigt sich 
weiter 
 
 
 

Die regionale Wirtschaft in Nord-, Mittel- und 

Westthüringen hat im Frühjahr 2026 keine 

Anzeichen einer konjunkturellen Erholung 

gezeigt. Statt einer Stabilisierung mehren sich 

Hinweise auf eine Verfestigung der 

wirtschaftlichen Schwächephase. 

Ausschlaggebend sind vor allem die erneut 

gestiegenen Belastungen bei Energie und 

Rohstoffen, Störungen in Lieferketten und 

Transportwegen sowie anhaltende 

Unsicherheiten über die wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen.  

 

 

 

 

Diese Faktoren treffen auf eine ohnehin 

schwache Nachfrage und verschlechtern 

sowohl die Lageeinschätzung als auch die 

Prognosen für die kommenden Monate. Der 

Klimaindex sinkt um einen Punkt auf 80 Zähler 

und bewegt sich weiterhin deutlich unter dem 

langjährigen Durchschnitt von 102 Punkten. 

 



 

 

Lage und Prognose 
  

Geschäftslage: 

Die aktuelle Geschäftslage wird branchenübergreifend 

zurückhaltend bis kritisch beurteilt. 38 Prozent der 

Unternehmen bewerten ihre Situation negativ, 25 Prozent 

positiv. Der Saldo sinkt damit von minus 11 zu Jahres-

beginn 2026 auf minus 13. Darin spiegelt sich nicht nur 

die schwache Nachfrage, sondern auch der anhaltend 

hohe Kosten- und Unsicherheitsdruck wider. Die 

wirtschaftliche Entwicklung steckt in einer Phase, in der 

Belastungen klar stärker wirken als stabilisierende 

Faktoren. 

 

Geschäftserwartungen: 

Noch problematischer als die momentane Lage ist der 

Blick auf die kommenden Monate. 40 Prozent der 

Betriebe rechnen mit geschäftlichen Einbußen, knapp die 

Hälfte erwartet eine Seitwärtsbewegung und lediglich 13 

Prozent gehen von einer Belebung aus. Die Unternehmer 

erwarten also mehrheitlich eine Fortsetzung der 

schwachen Entwicklung. Dass die regionale Wirtschaft 

nun bereits seit sieben Jahren per Saldo negative 

Erwartungen meldet, spricht für ein strukturelles 

Vertrauensdefizit, das deutlich über kurzfristige 

Konjunkturschwankungen hinausgeht. Dementsprechend 

verhalten fallen die Investitionspläne aus. Nur 15 Prozent 

der Unternehmen planen höhere, 23 Prozent niedrigere 

Investitionen.  

 

 

 

Der Schwerpunkt liegt weiterhin klar auf Ersatzbe-

schaffungen (82 Prozent) und Rationalisierungen (35 

Prozent), während Kapazitätserweiterungen nur noch in 

rund jedem zehnten Unternehmen vorgesehen sind. Das 

ist ein deutliches Signal dafür, dass Investitionen derzeit 

vor allem der Bestandssicherung und Effizienz dienen, 

nicht aber der Expansion oder der Vorbereitung auf 

Wachstum. Die Ursachen dieser Investitionszurück-

haltung sind klar erkennbar. Innerhalb kurzer Zeit sind die 

Energie- und Rohstoffpreise wieder zum größten Risiko 

für die wirtschaftliche Entwicklung geworden. 85 Prozent 

der Befragten nennen diesen Faktor, 21 Prozentpunkte 

mehr als in der Vorumfrage. Der Iran-Konflikt wirkt hier 

als externer Belastungsverstärker. Gleichzeitig bleiben die 

wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen mit 67 

Prozent der Nennungen ein zentraler Risikofaktor. Aus 

Sicht der Unternehmer fehlt es weiterhin an 

Verlässlichkeit, Konsistenz und Orientierung. Hinzu 

kommen hohe Arbeitskosten, die 60 Prozent der Betriebe 

als Beeinträchtigung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 

einschätzen. In der Summe ergibt sich daraus ein Umfeld, 

das Investitionen eher hemmt als begünstigt. Die seit 

Jahren anhaltende Konjunkturschwäche schlägt 

inzwischen zunehmend auf den Arbeitsmarkt durch. Nur 

vier Prozent der Unternehmen wollen ihren 

Personalbestand ausweiten, 26 Prozent rechnen mit 

einem Rückgang.  

  



 

 

Industrie 
  

Aufgrund einer leicht verbesserten Lageeinschätzung 

steigt der Klimaindex um drei Zähler auf 85 Punkte. 

Damit liegt der Wert aber immer noch klar unter dem 

langjährigen Durchschnitt von 109 Punkten. 

 

• Geschäftslage: 

Die Situation in den Industriebetrieben hat sich 

im Vergleich zum Jahresbeginn 2026 marginal 

verbessert. 23 Prozent der Befragten sprechen 

von einer guten Geschäftslage (Jahresbeginn 

2026: 22 Prozent). Bei 39 Prozent laufen die 

Geschäfte allerdings weiter schlecht  

(Jahresbeginn 2026: 43 Prozent).   

 

Geschäftserwartungen: 

Die Prognosen für die kommenden Monate 

bleiben zurückhaltend. 18 Prozent der 

Unternehmer (Jahresbeginn 2026: 22 Prozent) 

gehen von einer Verbesserung in den 

kommenden Monaten aus. Dagegen erwarten 

32 Prozent eine weitere Verschlechterung. Geo-

politische Spannungen nicht nur im Nahen 

Osten führen weiterhin zu Verzögerungen, 

Umleitungen und Engpässen bei Vorprodukten. 

Gleichzeitig treiben sprunghafte Preissteige-

rungen bei Energie und Rohstoffen die Kosten 

für Produktion und Logistik in die Höhe, was 

zusätzliche Preisanstiege nach sich zieht. Hinzu 

kommt eine schwache Inlandsnachfrage. 

• Beschäftigungsabsichten: 

Die Unternehmer agieren bei ihren 

Personalplanungen weiterhin vorsichtig. Der 

anhaltende Kostendruck stellt für viele Unter-

nehmer eine zusätzliche Herausforderung dar. 

Dies wiederum verschärft ihre Wettbewerbs-

probleme, insbesondere gegenüber inter-

nationalen Konkurrenten mit niedrigeren 

Produktionskosten.  12 Prozent planen Neu-

einstellungen. Über einen Personalabbau 

müssen 32 Prozent der Unternehmer 

nachdenken. 

 

• Investitionsabsichten: 

Das Investitionsklima bleibt getrübt. Aktuell 

planen 20 Prozent mehr Investitionsausgaben 

(Jahresbeginn 2026: 22 Prozent), 42 Prozent 

wollen weniger oder gar nicht investieren  

(Jahresbeginn 2026: 46 Prozent).  

 

• Risiken: 

Für die Industrieunternehmen sind die Energie- 

und Rohstoffpreise (86 Prozent der Nennungen), 

die schwache Inlandsnachfrage (68 Prozent der 

Nennungen) und die wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen (63 Prozent der 

Nennungen) die größten Risiken für die 

wirtschaftliche Entwicklung. 

 

 

 

 
 
 

  



 

 

Baugewerbe 
  

Die Situation im Baugewerbe bleibt angespannt, 

obwohl sich die Einschätzung der Geschäftslage im 

Vergleich zum Jahresbeginn 2026 verbessert hat. Der 

Konjunkturklimaindex steigt elf Punkte und liegt 

aktuell bei 73 Zählern. Der langjährige Durchschnitt 

bewegt sich bei 93 Punkten. 

 

• Geschäftslage: 

Die Auftragslage hat sich stabilisiert, 61 Prozent 

der Befragten, nach zuvor 30 Prozent, lasten ihre 

Kapazitäten zu 80 Prozent und mehr aus. 

Gegenüber dem Jahresbeginn 2026 wird die 

gegenwärtige Geschäftslage wieder positiver 

beurteilt. 17 Prozent der Befragten 

(Jahresbeginn 2026: 4 Prozent) berichten von 

gut gehenden Geschäften, 44 Prozent 

(Jahresbeginn 2026: 50 Prozent) sprechen von 

einer unbefriedigenden Situation.  

 

• Geschäftserwartungen:  

Die geschäftlichen Perspektiven bleiben aber 

gedämpft. 76 Prozent der Befragten rechnen in 

den kommenden Monaten mit einem weiteren 

Anziehen der Preise. Neben hohen Bau‑ und 

Finanzierungskosten sowie einer schwächeren 

Nachfrage wirken sich zunehmend auch die 

Folgen der Nahost‑Krise belastend aus und 

erhöhen die Unsicherheit bei Kalkulation und 

Projektplanung deutlich. 

• Beschäftigungsabsichten: 

Beschäftigungsimpulse sind in den kommenden 

Monaten von der Baubranche nicht zu erwarten. 

Neueinstellungen stehen aktuell nicht auf der 

Tagesordnung. Dagegen können 16 Prozent der 

Unternehmer eine Reduzierung der 

Mitarbeiterzahl nicht ausschließen. 

 

• Investitionsabsichten: 

Die Investitionsbereitschaft bleibt insgesamt 

schwach. Die Mehrzahl der Firmen (68 Prozent 

nach zuletzt 66 Prozent) will weniger oder gar 

nicht investieren. Diejenigen Unternehmen mit 

Investitionsvorhaben setzen diese am häufigsten 

zur Deckung des Ersatzbedarfs ein (100 Prozent 

der Nennungen). 

 

• Risiken 

Größte Herausforderungen sind infolge des 

Kriegs im Nahen Osten nun die Rohstoff- und 

Energiepreise (90 Prozent der Nennungen). Die 

hohen Arbeitskosten und die wirtschafts-

politischen Rahmenbedingungen sind für jeweils 

60 Prozent der Befragten eine Belastung. 

 

 
 

 

  



 

 

Einzelhandel 
  

Im Handel brechen sowohl die Lagebeurteilungen als 

auch die Einschätzungen zu den Geschäftsaussichten 

ein. Der Klimaindex stützt 28 Zähler ab und steht nur 

noch bei 37 Punkten. Das ist der niedrigste Wert seit 

fünf Jahren. Der langjährige Durchschnitt liegt bei 83 

Punkten. 

 

• Geschäftslage: 

Die Mehrzahl der Händler registriert eine 

steigende Kaufzurückhaltung der Verbraucher 

und kämpft mit sinkenden Umsätzen. Inzwischen 

schätzen 75 Prozent der Befragten (Jahresbeginn 

2026: 43 Prozent) ihre Geschäftslage schlecht 

ein. Nur noch acht Prozent (Jahresbeginn 2026: 

21 Prozent) geben ein positives Urteil ab.  

 

• Geschäftserwartungen: 

Für die nächsten Monate erwartet in der 

Branche niemand eine konjunkturelle Erholung. 

Über die Hälfte der Händler rechnet mit einer 

negativen Entwicklung. Im Zuge des 

Nahostkonfliktes gehen drei von vier Händlern 

von Preissteigerungen aus. Das dürfte die 

anhaltende Kaufzurückhaltung der Verbraucher 

verstärken. So befürchten drei Viertel der 

Befragten in den kommenden Monaten weitere 

Umsatzeinbußen. 

 

• Beschäftigungsabsichten: 

Die Zurückhaltung gegenüber Neueinstellungen 

bleibt erst einmal bestehen. Aktuell plant kein 

Händler eine Aufstockung der Mitarbeiterzahl. 

58 Prozent müssen Stellenkürzungen in 

Erwägung ziehen. 

 

• Investitionsabsichten: 

Für Investitionen fehlt das notwendige 

Vertrauen in die wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen und oftmals auch der 

finanzielle Spielraum. Deshalb will die 

überwiegende Mehrzahl der Befragten (83 

Prozent) weniger oder gar nicht investieren. 17 

Prozent der Händler planen zumindest mit 

einem konstanten Budget. 

 

• Risiken: 

Die größten Geschäftsrisiken im Handel sind 

überwiegend kostengetrieben. Die Spitzen-

position nehmen die hohen Arbeitskosten und 

die Energiepreise mit jeweils 73 Prozent der 

Nennungen ein. Knackpunkt bleibt auch die 

schwache Inlandsnachfrage (67 Prozent der 

Nennungen). Von ebenfalls zwei Drittel der 

Befragten werden die wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen als Problem gesehen. 

 

 

 

 
 



 

 

Gastgewerbe 
  

Das Hotel- und Gaststättengewerbe befindet sich in 

einer angespannten Lage. Der Klimaindex fällt im 

Vergleich zum Jahresbeginn 2026 um sieben Zähler und 

liegt momentan bei 74 Punkten - weiterhin klar unter 

dem langjährigen Durchschnitt von 93 Punkten. 

 

• Geschäftslage: 

Bei der Bewertung der aktuellen Lage zeigen 

sich nach wie vor 24 Prozent der Gastronomen 

und Hoteliers zufrieden. Allerdings geben 

inzwischen 35 Prozent (nach zuvor 24 Prozent) 

ein negatives Urteil ab. Eine schwache Nachfrage 

führt bei zwei von drei Befragten zu rückläufigen 

Umsätzen, während der Kostendruck wächst. Die 

erfolgte Umsatzsteuersenkung zu Beginn des 

Jahres konnte angesichts ebenfalls steigender 

Arbeits- und Energiekosten keine nennenswerte 

Wirkung entfalten. 

 

• Geschäftserwartungen: 

Die Prognosen für die nächsten Monate bleiben 

ebenfalls verhalten. So glauben nur 14 Prozent 

der Befragten an eine Verbesserung der 

Situation. 52 Prozent äußern sich skeptisch zur 

künftigen Geschäftsentwicklung. 

 

 

 

 

 

 

• Beschäftigungsabsichten: 

68 Prozent der Unternehmen wollen den 

momentanen Mitarbeiterbestand halten. Die 

Schaffung neuer Stellen wird oft durch die 

hohen Personalkosten und fehlende Mitarbeiter 

eingeschränkt, weshalb viele Betriebe in 

nächster Zeit eher mit einem geringeren 

Personalbestand planen. 

 

• Investitionsabsichten: 

Der finanzielle Spielraum für Investitionen ist 

gering. Nur 14 Prozent rechnen mit steigenden, 

27 Prozent mit sinkenden Investitionen. Weitere 

38 Prozent geben an, gar keine Investitionen zu 

tätigen. Investiert wird vor allem in 

Ersatzbeschaffungen (82 Prozent). 

 

• Risiken: 

Die Risiken für die wirtschaftliche Entwicklung 

sind nach wie vor überwiegend kostengetrieben. 

Hohe Lebensmittel- und Energiepreise (100 

Prozent der Nennungen) sowie gestiegene 

Arbeitskosten (67 Prozent der Nennungen) 

lassen die Umsätze schmelzen. 72 Prozent der 

Befragten sehen auch in den wirtschafts-

politischen Rahmenbedingungen eine Gefahr. 

 

 

 

 
 
 

  



 

 

Verkehrsgewerbe 
  

Große Auswirkungen haben die Folgen des Nahost-

konfliktes auch im Verkehrsgewerbe. Der Klimaindex 

sinkt um 19 Zähler und steht bei 43 Punkten – weit weg 

vom langjährigen Durchschnitt mit 91 Punkten. 

 

• Geschäftslage: 

Die explodierenden Kraftstoffpreise haben zu 

einem massiven Kostenanstieg und in vielen 

Unternehmen zu Liquiditätsproblemen geführt. 

In drei von vier Betrieben hat sich die 

Ertragslage verschlechtert. 69 Prozent der 

Befragten bewegen sich in den roten Zahlen. 

Entsprechend pessimistisch fällt das Votum zur 

aktuellen Situation aus. Nur sieben Prozent – 

nach zuvor 12 Prozent – bewerten die 

Geschäftslage mit „gut“. Dagegen zeigen sich 50 

Prozent (Jahresbeginn 2026: 44 Prozent) 

unzufrieden. 

 

• Geschäftserwartungen: 

Da die weitere Entwicklung der Kriegshand-

lungen bzw. ihrer Folgen nicht absehbar ist, 

brechen auch die Geschäftserwartungen ein. 67 

Prozent der Befragten (Jahresbeginn 2026: 56 

Prozent) blicken skeptisch auf die nächsten 

Monate. Eine Verbesserung der Situation 

erwartet aktuell kein Unternehmer (Jahresbeginn 

2026: 13 Prozent). Bei anhaltenden militärischen 

Auseinandersetzungen und entsprechend 

dauerhaft höheren Kostenbelastungen sehen 

mehr als die Hälfte der Befragten einen weiteren 

Rückgang des Fracht- und Umschlagvolumens. 

 

• Beschäftigungsabsichten: 

Die Beschäftigungspläne sind restriktiv. 34 

Prozent der Befragten können die Streichung 

von Arbeitsplätzen nicht ausschließen. 

Neueinstellungen sind nicht vorgesehen. 

 

• Investitionsabsichten: 

Angesichts der unsicheren Rahmenbedingungen 

und des hohen Kostendrucks sind die Unterneh-

mer bei ihren Investitionsentscheidungen 

vorsichtig. Bei 42 Prozent der Betriebe stehen 

diese Ausgaben momentan nicht auf der 

Tagesordnung. 25 Prozent wollen das Budget 

kürzen.  

 

• Risiken: 

Die größte Beeinträchtigung für die 

wirtschaftliche Entwicklung machen die 

Verkehrsunternehmer in den Energie- und 

Rohstoffpreisen (100 Prozent der Nennungen) 

aus. Hohe Arbeitskosten (91 Prozent der 

Nennungen) wirken sich ebenfalls negativ auf 

die Geschäftstätigkeit aus. Für jeden vierten 

Unternehmer sind die wirtschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen ein Risiko.  

 

 

 

 
 
 

  



 

 

Dienstleistungen 
  

Der Dienstleistungssektor erweist sich zunehmend als 

Stabilitätsanker. Der Klimaindex verbessert sich um drei 

Zähler und steht aktuell bei 98 Punkten. Der langjährige 

Durchschnitt liegt bei 110 Punkten. 

 

 

• Geschäftslage: 

Die momentane geschäftliche Situation bewegt 

sich auf dem Niveau der Vorumfrage und wird 

von 38 Prozent der Unternehmen gut bewertet, 

nach 39 Prozent zu Jahresbeginn 2026. Schlecht 

schätzen die Lage weiterhin 18 Prozent ein 

(Jahresbeginn 2026: 18 Prozent). Rund zwei 

Drittel der Befragten registrieren eine stabile 

Ertragslage und arbeiten mit Gewinn oder 

zumindest kostendeckend. 

 

• Geschäftserwartungen: 

Beim Blick auf die nächsten Monate sind die 

Skeptiker wieder in der Überzahl. Zwar erwarten 

inzwischen 23 Prozent der Befragten eine 

günstigere Entwicklung (Jahresbeginn 2026: vier 

Prozent), allerdings gehen auch 43 Prozent 

(Jahresbeginn 2026: 29 Prozent) von einer 

Verschlechterung der Situation aus.  

 

• Beschäftigungsabsichten: 

Die Beschäftigungsplanungen bleiben restriktiv: 

Vier Prozent der Unternehmer planen in den 

nächsten Monaten mit einer höheren 

Mitarbeiterzahl, während 17 Prozent von einem 

geringeren Personalstamm ausgehen.  

 

• Investitionsabsichten: 

Die Investitionsabsichten nehmen im Vergleich 

zum Jahresbeginn 2026 etwas zu. 23 Prozent der 

Serviceunternehmen (Jahresbeginn 2026: 12 

Prozent) erweitern ihr Budget, weitere 47 

Prozent (Jahresbeginn 2026: 35 Prozent) planen 

konstant hohe Ausgaben. Wie in den anderen 

Branchen stehen aber auch hier die Deckung 

des Ersatzbedarfs (63 Prozent der Nennungen) 

und Rationalisierungsmaßnahmen (33 Prozent 

der Nennungen) an der Spitze der 

Investitionsmotive. 

 

• Risiken: 

Für die Serviceunternehmen sind die 

wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen (73 

Prozent der Nennungen) das größte Risiko für 

die wirtschaftliche Entwicklung. Danach folgen 

die hohen Energie- und Rohstoffpreise (68 

Prozent der Nennungen) und die schwache 

Inlandsnachfrage (59 Prozent der Nennungen). 

 

 

 

 
 
 

  



 

 

Branchenübersicht 
  

 

 

 

 

 

 

Hintergrundinformationen zur Umfrage 

 

 

• Die IHK Erfurt befragt dreimal pro Jahr (zum 

Jahresbeginn, im Frühjahr und im Herbst) rund 

650 Unternehmen aus Nord-, Mittel- und 

Westthüringen der Branchen Industrie, Bau, 

Verkehrsgewerbe, Handel, Gastronomie und 

Dienstleistungen zur aktuellen Geschäftslage 

sowie zu den Erwartungen und Plänen für die 

kommenden Monate. 

• Die Ergebnisse wurden online zwischen dem  

23. März und dem 8. Mai 2026 erhoben. 

• Die Rücklaufquote beläuft sich auf 34 Prozent. 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt und Ansprechpartner 

 

 

Industrie- und Handelskammer (IHK) Erfurt 

Arnstädter Straße 34 

99096 Erfurt 

 

Ansprechpartnerin: 

Jana Pfalzgraf 

Volkswirtschaft I Statistik I Nachfolge 

Telefon: 0361 3484-217 

E-Mail: pfalzgraf@erfurt.ihk.de 

 

ihk.de/erfurt 


